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5 2 1 . Kundmachung: Ratifikation des Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe in
Strafsachen durch Belgien

5 2 2 . Änderungen der Anlagen A und B zum Europäischen Übereinkommen über die internatio-
nale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße (ADR)

5 2 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 29. September 1975 betreffend die
Ratifikation des Europäischen Übereinkom-
mens vom 20. April 1959 über die Rechts-

hilfe in Strafsachen durch Belgien

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Belgien seine Ratifikationsur-
kunde zum Europäischen Übereinkommen über
die Rechtshilfe in Strafsachen (BGBl. Nr. 41/
1968, letzte Kundmachung betreffend den Gel-
tungsbereich BGBl. Nr. 753/1974) am 13. August
1975 hinterlegt.

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde hat Belgien nachstehende Vorbehalte
erklärt und Erklärungen abgegeben:

VORBEHALTE
(gemäß Artikel 23)

a) Artikel 2
Die Regierung des Königreiches Belgien be-

hält sich das Recht vor, einem Ersuchen um
Rechtshilfe nicht stattzugeben,

a. wenn ernstliche Gründe zu der Annahme
bestehen, daß es sich auf eine Untersuchung
bezieht, die eingeleitet wurde, um den Be-
schuldigten wegen seiner politischen oder
religiösen Überzeugungen, seiner Nationa-
lität, seiner Rasse oder der Volksgruppe, der
er angehört, zu verfolgen, zu bestrafen
oder sonstwie zu treffen;

b. sofern es sich auf eine Strafverfolgung oder
ein Verfahren bezieht, das mit dem Grund-
satz „non bis in idem" unvereinbar ist;

c. sofern es sich auf eine Untersuchung über
Handlungen bezieht, für die der Beschul-
digte in Belgien verfolgt wird.

b) Artikel 11
Die Regierung des Königreiches Belgien wird

die in Artikel 11 vorgesehene zeitweilige Über-
stellung nur dann bewilligen, wenn es sich um
eine Person handelt, die auf ihrem Hoheitsgebiet
eine Strafe verbüßt und wenn besondere Erwä-
gungen dem nicht entgegenstehen.

c) Artikel 22
Die Regierung des Königreiches Belgien wird

die in Artikel 22 erwähnten nachfolgenden Maß-
nahmen nur in dem Umfang bekanntgeben, in
dem die Organisation des Strafregisters dies ge-
stattet.

d) Artikel 26
Auf Grund der besonderen Regelung zwischen

den Benelux-Ländern tritt die Regierung des
Königreiches Belgien dem Artikel 26, erster und
dritter Absatz, hinsichtlich ihrer Beziehungen mit
den Niederlanden und Luxemburg nicht bed.

Die Regierung des Königreiches Belgien behält
sich die Möglichkeit vor, in ihren Beziehungen
mit den anderen Mitgliedsländern der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft von diesen Be-
stimmungen abzugehen.

ERKLÄRUNGEN
a) Artikel 5

Die Regierung des Königreiches Belgien erklärt,
daß den Rechtshilfeersuchen um Durchsuchung
oder Beschlagnahme in Belgien nur insofern statt-
gegeben wird, als sie sich auf Handlungen be-
ziehen, die im Sinne des Europäischen Ausliefe-
rungs-Übereinkommens auslieferungsfällig sind,
sowie unter der Bedingung, daß der belgische
Richter nach seinem innerstaatlichen Recht deren
Durchführung bewilligt hat.

Solange das Europäische Auslieferungs-Über-
einkommen nicht von Belgien ratifiziert ist, wird
den Rechtshilfeersuchen nur dann stattgegeben,
wenn sie sich auf Handlungen beziehen, die nach
den belgischen Rechtsvorschriften auslieferungs-
fähig sind.

b) Artikel 24
Die Regierung des Königreiches Belgien er-

klärt, daß für Belgien unter Justizbehörden im
Sinne des Übereinkommens die mit der Recht-
sprechung betrauten Mitglieder der richterlichen
Gewalt, die Untersuchungsrichter und die Mit-
glieder der Staatsanwaltschaft zu verstehen sind.

Kreisky
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522.

(Übersetzung)

ÄNDERUNGEN DER ANLAGEN A UND
B ZUM EUROPÄISCHEN ÜBEREINKOM-
MEN ÜBER DIE INTERNATIONALE

BEFÖRDERUNG GEFÄHRLICHER
GÜTER AUF DER STRASSE (ADR) *)

ANLAGE A

Randnummer 3900

Ein neuer Absatz (3) ist aufzunehmen:

„(3) In der unteren Hälfte der Gefahrzettel
darf sich eine Aufschrift in Zahlen oder Buch-
staben befinden, die auf die Art der Gefahr
hinweist."

Randnummer 3902

Der Text zu Nr. 4 A ist zu ersetzen durch:

Die Wiedergabe des Gefahrzettels Nr. 4 A ist
durch die nachstehende Darstellung zu ersetzen:

*) In der Fassung der Kundmachungen BGBl.
Nr. 522/1973, 523/1973, 377/1974, 249/1975, 250/1975,
251/1975, 261/1975.
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ANLAGE B

Randnummer 14 121

Ein neuer Absatz (3) ist aufzunehmen:

„(3) Ungeachtet der Vorschriften der
Rn. 10 121 (2) müssen Tankcontainer mit
Stoffen der Ziffer 1 a) außer Kohlenoxid, der
Ziffer 1 b) außer Wassergas, der Ziffern 6 und
7 sowie Dimethyläther, Äthylchlorid, Vinyl-
bromid, Vinylchlorid und Vinylmethyläther der
Ziffer 8 a), 1.1-Difluoräthan und Monochlor-
difluoräthan der Ziffer 8 b), Äthan und Äthy-
len der Ziffer 9, 1.1-Difluorätbylen und Vinyl-
fluorid der Ziffer 10 und mit Stoffen der Zif-
fer 12 müssen an beiden Seiten mit einem Zettel
nach Muster 2 A versehen sein. Tankcontainer
mit Sauerstoff und Borfluorid der Ziffer 3, Stick-
oxydul der Ziffer 9, mit flüssiger Luft und flüs-
sigem Sauerstoff der Ziffer 11 müssen an beiden
Seiten mit einem Zettel nach Muster 3 versehen
sein. Tankcontainer mit Ammoniak, Chlor,
Schwefeldioxid und T-Gas der Ziffer 5 und
Methylbromid der Ziffer 8 a) müssen an beiden
Seiten mit einem Zettel nach Muster 4 ver-
sehen sein. Tankcontainer mit Kohlenoxid der
Ziffer 1 a), Wassergas der Ziffer 1 b), verdichte-
tem Ölgas der Ziffer 2, verflüssigtem Ölgas
der Ziffer 4, Schwefelwasserstoff der Ziffer 5,
Dimethylamin, Äthylamin (Monoäthylamin),
Äthylenoxid, Methylamin (Monomethylamin),
Methylchlorid (Monochlormethan), Trimethyl-
amin und Methylmercaptan der Ziffer 8 a) müs-
sen an beiden Seiten mit je einem Zettel nach
Muster 2 A und 4 versehen sein. Tankcontainer
mit Stickstofftetroxid der Ziffer 5 und Chlor-
kohlenoxid der Ziffer 8 a) müssen an beiden
Seiten mit je einem Zettel nach Muster 3 und 4
versehen sein. Tankcontainer mit Bromwasser-
stoff und Fluorwasserstoff der Ziffer 5 und
Chlorwasserstoff der Ziffer 10 müssen an beiden
Seiten mit je einem Zettel nach Muster 4 und 5
versehen sein."

Randnummer 212 207 (3)

Der Absatz (3) ist durch folgenden S a t z zu
ergänzen:

„Welches Metall auch verwendet wird, die
Mindestdicke der Tankwände darf nicht weniger
als 3 mm betragen."
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Randnummer 250 000
Die Stoffliste ist durch die nachfolgende Liste zu ersetzen:
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TANKS AUS VERSTÄRKTEN KUNST-
STOFFEN

Änderungen der Anlage B des ADR

Die bisherige Randnummer 31 121 (3) ist zu
streichen und durch folgenden Text zu ersetzen:

„(3) Die nachstehend genannten Stoffe dürfen
in Tanks aus verstärkten Kunststoffen, die den
Vorschriften nach Anhang B.1 c entsprechen,
befördert werden:

Roherdöle und andere Rohöle; leichtflüchtige
Destillationsprodukte aus Erdöl und anderen
Rohölen [Ziffer 1 a)];

mittelschwere Destillate aus Erdöl und anderen
Rohölen (Ziffer 3);

Heizöle und Dieseltreiböle (Ziffer 4)".

Die Randnummern „31 415 — 31 499" sind durch
„31 415" zu ersetzen.

Folgende neue Randnummer 31416 ist aufzu-
nehmen:

„Maßnahmen zur Verhinderung elek-
trostatischer Aufladungen

31 416 Vor dem Füllen oder Entleeren der
Tanks aus verstärkten Kunststoffen ist,
falls es sich um Stoffe mit einem
Flammpunkt von 55° C oder darunter
handelt, eine wirksame elektrische Ver-
bindung zwischen Fahrgestell und
Erde herzustellen."

Folgende neue Randnummer 31 417 ist aufzu-
nehmen:

„31 417 Die Füllgeschwindigkeit ist bei Stof-
fen mit einem Flammpunkt von 55° C
oder darunter so zu begrenzen, daß
gefährliche elektrostatische Aufladun-
gen nicht entstehen."

Neu aufzunehmen ist „31 418 — 31 499".

Folgende neue Randnummer 210 007 ist aufzu-
nehmen:

„210 007 Der Innenraum eines Tanks aus
verstärktem Kunststoff darf nicht be-
treten werden, bevor dieser vollstän-
dig entleert und sichergestellt ist, daß
sich kein Gas mehr darin befindet."

Neu aufzunehmen ist „210 008 — 210 020".
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Anhang B.1 c

In Randnummer 219 402 ist folgender Absatz (3)
neu aufzunehmen:

„(3) Der Glasfaseranteil muß innerhalb der
nach Rn. 219 400 (2) vorgeschriebenen Grenzen
liegen und darf außerdem um nicht mehr als
l0% von dem für das Tankbaumuster festge-
legten Anteil abweichen."

Die Randnummern „219 404 — 219 999" sind
durch „219 404 — 219 499" zu ersetzen.

Folgender neuer Abschnitt 5 ist aufzunehmen:

„ABSCHNITTS

Besondere Vorschriften für Tanks zur Beförde-
rung von Stoffen mit einem Flammpunkt von

55° C und darunter

219 500 Der Tank muß zur Vermeidung ge-
fährlicher elektrostatischer Aufladun-
gen so gebaut sein, daß die Ableitung
statischer Elektrizität von den einzel-
nen Bauteilen sichergestellt ist.

219501 Alle metallischen Teile des Tanks
und des Fahrzeuges sowie die strom-
leitenden Wandschichten müssen mit-
einander verbunden sein.

219 502 Der Widerstand zwischen jedem
leitenden Teil und dem Fahrgestell
darf nicht größer als 106 Ohm sein.

Verhinderung von Gefahren durch Aufladungen
infolge Reibung

219 503 Der Oberflächenwiderstand und der
Erdableitwiderstand der gesamten
Tankoberfläche müssen den Bestim-
mungen der Rn. 219 504 genügen.

219 504 Der Oberflächenwiderstand und der
Erdableitwiderstand, welche nach
Rn. 219 505 zu messen sind, müssen
folgenden Vorschriften entsprechen:

(1) Wände ohne elektrisch leitende
Teile:

a) Begehbare Oberflächen:

Der Erdableitwiderstand darf
108 Ohm nicht übersteigen.
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b) Andere Oberflächen:
Der Oberflächenwiderstand darf
109 Ohm nicht übersteigen.

(2) Wände mit elektrisch leitenden
Teilen:

a) Begehbare Oberflächen:

Der Erdableitwiderstand darf
108 Ohm nicht übersteigen.

b) Andere Oberflächen:
Die Leitfähigkeit wird als ausrei-
chend angesehen, wenn die größte
Dicke der nichtleitenden Schichten
über den leitenden Teilen, z. B.
leitendes Blech, Metallnetz oder
anderes geeignetes Material, die mit
der Erdung verbunden sind, nicht
mehr als 2 mm und bei Metall-
netzen die Maschenfläche nicht
mehr als 64 cm2 beträgt.

(3) Alle Messungen des Oberflächen-
widerstandes und des Erdableitwider-
standes sind am Tank selbst vorzuneh-
men; sie müssen spätestens nach einem
Jahr wiederholt werden, um sicher-
zustellen, daß die vorgeschriebenen
Widerstände nicht überschritten wer-
den.

219 505 Prüfverfahren

1. Oberflächenwiderstand (R100) —
(Isolationswiderstand) in Ohm —
Elektroden mit leitender Farbe nach
Abbildung 3 der IEC-Empfehlung
167 von 1964, gemessen im Normal-
Klima 23/50 nach der ISO-Empfeh-
lung R 291 Ziffer 3.1 von 1963.

2. Der Erdableitwiderstand in Ohm
ist das zwischen der nach-
stehend beschriebenen mit der Ober-
fläche des Fahrzeugtanks verbunde-
nen Elektrode und dem geerdeten
Fahrgestell des Fahrzeuges gemessene
Verhältnis von Gleichspannung zum
Gesamtstrom.
Die Konditionierung der Prüfstücke
muß den Bedingungen der Ziffer 1
genügen. Die Elektrode ist eine
Scheibe mit einer Oberfläche von
20 cm2 und einem Durchmesser von
50 mm. Ihre enge Verbindung mit
der Oberfläche des Tanks ist z. B.
durch feuchtes Papier, durch einen
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feuchten Schwamm oder durch ande-
res geeignetes Material sicherzustel-
len. Das geerdete Fahrgestell des
Fahrzeugs wird als die andere Elek-
trode verwendet. Eine Gleichspan-
nung im Bereich von 100 bis etwa
500 V ist anzulegen. Die Messung ist
eine Minute nach dem Anlegen der
Prüfspannung vorzunehmen. Die
Elektrode darf an jedem beliebigen
Punkt der Innen- oder Außenfläche
des Tanks angebracht sein.

Falls eine Messung am Tank nicht
möglich ist, kann diese auch unter
den gleichen Bedingungen an einem
Prüfstück im Laboratorium vorge-
nommen werden.

Verhinderung von Gefahren durch Aufladungen
beim Füllen

219 506 Geerdete Metallteile sind so zu ver-
wenden und anzuordnen, daß jeder-
zeit während des Füllens oder Ent-
leerens die mit dem Produkt in Kon-
takt stehende geerdete Metallfläche
mindestens 0,04 m2 je Kubikmeter des
im Tank zum jeweiligen Zeitpunkt
enthaltenen Produkts beträgt und daß
sich kein Teil des Produktes mehr als
2,0 m vom nächstgelegenen geerdeten
Metallteil befindet. Ein solches Metall-
teil kann sein:

a) ein Fußventil, ein Entleerungs-
rohr oder eine Platte, vorausge-
setzt, daß die gesamte Oberfläche
des mit der Flüssigkeit in Berüh-
rung kommenden Metalls nicht
kleiner ist als die vorgeschriebene
Oberfläche, oder

b) ein Metallnetz, dessen Drähte min-
destens 1 mm dick sind und dessen
größte Maschenfläche 4 cm2 beträgt,
vorausgesetzt, daß die Gesamt-
fläche des mit der Flüssigkeit in
Berührung kommenden Netzes
nicht kleiner ist als die vorgeschrie-
bene Oberfläche.

219 507 Die Rn. 219 506 gilt nicht für solche
Tanks aus verstärktem Kunststoff, die
mit einer anderen Einrichtung zur
Verhinderung von Aufladungen wäh-
rend des Füllens versehen sind, voraus-
gesetzt, daß durch eine nach
Rn. 219 508 durchgeführte Ver-
gleichsprüfung nachgewiesen wurde,
daß die Relaxationszeit der während
des Füllens im Tank entstandenen
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Ladung dieselbe ist wie die bei einem
Metalltank mit vergleichbaren Ab-
messungen.

219 508 Vergleichsprüfung

(1) Eine Vergleichsprüfung der Relaxa-
tionszeit der elektrostatischen Ladung
unter den in Absatz (2) beschriebenen
Prüfbedingungen ist an einem Bau-
master eines Tanks aus verstärktem
Kunststoff und eines Stahltanks wie
folgt durchzuführen (siehe Abbil-
dung 3):

a) Der Tank aus verstärktem Kunst-
stoff ist seiner üblichen Verwen-
dung entsprechend z. B. auf einem
ein Fahrzeugfahrgestell simulie-
renden Stahluntersatz zu befesti-
gen; er ist mindestens zu 75% mit
Dieselöl zu füllen, von dem ein
Teil so durch einen geeigneten
Mikrofilter zu leiten ist, daß die
Ladungsdichte der Gesamtdurch-
flußmenge etwa 100μ C/m8 be-
trägt;

b) Die Feldstärke in dem von Dämp-
fen ausgefüllten Tankraum ist mit
einem geeigneten Feldstärkemesser
zu messen, der ein ständiges
Ablesen ermöglicht und so ange-
bracht ist, daß seine Achse verti-
kal liegt und er sich in einem Ab-
stand von mindestens 20 cm vom
vertikalen Füllrohr befindet;

c) Ein gleicher Versuch ist an einem
Stahltank vorzunehmen, dessen
Umfang, Länge, Breite und Raum-
inhalt höchstens 15% von den
Werten des Tanks aus verstärktem
Kunststoff abweichen, oder aber an
einem Tank aus verstärktem Kunst-
stoff mit gleichen Abmessungen, der
innen mit einer dünnen geerdeten
Metallschicht ausgekleidet ist.

(2) Folgende Prüfbedingungen sind
einzuhalten:

a) Die Prüfung ist unter einem
Schutzdach bei einer relativen Luft-
feuchtigkeit von weniger als 80%
durchzuführen;

b) das für die Prüfung verwendete
Dieselöl muß bei der Meßtempera-
tur eine Ruheleitfähigkeit zwischen
3 und 5 ps/m haben. Diese wird
in einer Zelle gemessen, in der
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ist.
Die Ruheleitfähigkeit, gemessen an
den Produktproben, die aus dem
Prüftank nach dessen Füllung ent-
nommen wurden, darf bei den
aufeinanderfolgenden Prüfungen
der Tanks aus verstärktem Kunst-
stoff und aus Metall um nicht mehr
als 0,5 ps/m abweichen.

c) Die Füllung ist mit gleichbleibender
Geschwindigkeit zwischen 1 und
2 m3/min. vorzunehmen; sie muß
für den Tank aus verstärktem
Kunststoff und für den Stahltank
gleich sein. Bei Beendigung der
Füllung ist der Füllvorgang inner-
halb einer Zeitspanne anzuhalten,
die kurz ist im Vergleich zu der
beim Stahltank.
(d) Die Ladungsdichte ist mit einem
geeigneten Meßgerät (z. B. des Typs
,field mill') zu messen, das ein stän-
diges Ablesen ermöglicht, in den
Stoff eingetaucht ist und sich mög-
lichst nahe bei dem Füllrohr befin-
det.

(e) Die Zuleitungsrohre und das
vertikale Füllrohr müssen einen
Innendurchmesser von 10 cm und
die Öffnung des Füllrohrs die Form
eines ,T' haben.

(f) Ein geeigneter Mikrofilter *) mit
einer Umgehungsleitung (by-pass)
zur Regelung des durch diesen
strömenden Teils der Durchfluß-
menge ist höchstens 5 m von der
Öffnung des Füllrohres anzubrin-
gen.

(g) Der Flüssigkeitsspiegel darf
weder das Ende des Füllrohres noch
den Feldstärkemesser erreichen.

Vergleich der Entspannungszeiten

(3) Der Anfangswert der Feldstärke ist
der nach dem Anhalten des Kraftstoff-

*) Ein Rellumit 5 wird als geeignet angesehen.
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durchflusses zum frühestmöglichen
Zeitpunkt gemessene Wert, sobald ein
gleichmäßiger Abfall der Feldstärke
einsetzt. Die Relaxationszeit bei beiden
Versuchen ist die Zeit, welche die
Feldstärke benötigt, um auf 37% ihres
Anfangswertes abzufallen.

(4) Die Relaxationszeit für den Tank
aus verstärktem Kunststoff darf nicht
größer sein als die für den Stahltank."
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Die vorstehende Änderung tritt für Österreich am 1. Oktober 1975 in Kraft.

Kreisky


